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Preußiſche Geſetzſammlung 


Xr. 30. —— 


(Nr. 10832.) Wanderarbeitsſtättengeſetz. Vom 29. Juni 1907. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 
verordnen, mit Zuftimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

81. 


In Provinzen, welche das Wanderarbeitsweſen zu ordnen unternehmen, 
können Land- und Stadtkreiſe durch Beſchluß des Provinziallandtags verpflichtet 
werden, Wanderarbeitsſtätten einzurichten, zu unterhalten und zu verwalten. 

Der Beſchluß erfordert eine Mehrheit von wenigſtens zwei Dritteln der 
abgegebenen Stimmen. 

2 

Wanderarbeitsſtätten haben die Aufgabe, mittelloſen arbeitsfähigen Männern, 
die außerhalb ihres Wohnorts Arbeit ſuchen, Arbeit zu vermitteln und vorüber⸗ 
gehend gegen Arbeitsleiſtung Beköſtigung und Obdach zu gewähren. 


83. 
Der Provinziallandtag erläßt eine Ordnung über die Einrichtung, Unter— 
haltung und Verwaltung der Wanderarbeitsſtätten. 


SA. 

Kreiſe, in denen keine Wanderarbeitsſtätte eingerichtet wird, denen aber die 
von anderen Kreiſen derſelben Provinz eingerichteten Wanderarbeitsſtätten zugute 
kommen, können durch Beſchluß des Provinziallandtags verpflichtet werden, zu 
den Koſten dieſer Wanderarbeitsſtätten beizutragen. 

Die Höhe des Beitrags ſetzt der Provinzialausſchuß feſt. 


85. 
Die Provinzen haben den Kreiſen zwei Drittel der Koſten der Wander 
arbeitsſtätten zu erſtatten. 
Zu dieſen Koſten gehören auch die Koſten, welche durch die Beförderung 
von Gäſten der Wanderarbeitsſtätten innerhalb der Provinz erwachſen. 
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Die den Kreiſen zu erſtattenden Koſten ſetzt der Provinzialausſchuß feſt. 

Von den Koſten der mit Wanderarbeitsſtätten verbundenen Arbeitsnachweiſe 
übernimmt der Staat nach Vereinbarung mit den Provinzen einen angemeſſenen 
Bruchteil. 

= . § 6. 

Gegen die Feſtſetzungen des Provinzialausſchuſſes in den Fällen des § 4 
und des § 5 fteht den beteiligten Kreiſen innerhalb einer Friſt von zwei Wochen 
der Einſpruch zu. 

Über den Einſpruch beſchließt der Provinzialausſchuß. 

Gegen den Beſchluß iſt innerhalb einer Friſt von zwei Wochen die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren zuläſſig. Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt der 
Bezirksausſchuß. s 

. 

Mit Zuſtimmung des Provinzialausſchuſſes können ſich die Kreiſe bei der 
Einrichtung, Unterhaltung und Verwaltung der Wanderarbeitsſtätten der Mit⸗ 
wirkung Dritter bedienen. 

Die Zuſtimmung kann nur verſagt oder zurückgenommen werden, wenn 
und inſoweit die Mitwirkung Dritter die Erfüllung des Zweckes der Wander⸗ 
arbeitsſtätten gefährdet. 

Im Streitfall entſcheidet der Provinzialrat. 


§ 8. 

Gemeinden (Gutsbezirke), in denen eine Wanderarbeitsſtätte eingerichtet 
wird, ſind auf Erfordern des Kreisausſchuſſes zur Mitwirkung bei deren Ver⸗ 
waltung und zur Hergabe paſſender Räumlichkeiten, ſoweit ſolche ſchon bisher 
einem gleichen Zwecke dienten, verpflichtet. 

Die Kreiſe haben den Gemeinden Gutsbezirken) hierfür eine angemeſſene 
Entſchädigung zu gewähren, über deren Höhe im Streitfalle der Bezirksausſchuß 
beſchließt. 5 

9. 

Die Bezirksverbände der Provinz Heſſen-Naſſau und der Landeskommunal⸗ 

verband der Hohenzollernſchen Lande gelten im Sinne dieſes Geſetzes als Provinzen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Travemünde, den 29. Juni 1907. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Einem. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. 
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